
Fotoaktionen gestartet, bei denen sich 
Kundinnen und Kunden für den Erhalt 
der Warenhäuser und der Arbeitsplätze 
einsetzen – beispielsweise in Berlin, 
Kassel und Chemnitz. Viele Beschäftig-
te beginnen ver.di-Buttons zu tragen, 
ihre Gewerkschaft stellt klare Forderun-
gen an das Management und an die 
Signa-Holding des Investors Benko.

»Der Eigentümer muss endlich aus-
reichend in die Filialen und in nachhal-
tige Zukunftskonzepte unter Beteili- 
gug der Beschäftigten investieren«, so 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied  Stefanie 

Nutzenberger. »Wir kämpfen um jeden 
Arbeitsplatz und fordern gerade auch 
in dieser Situation existenzsichernde 
Tarifverträge, um akut drohende Alter-
sarmut abzuwenden.«

Für existenzsichernde
Tarifverträge

Auch aus den Reihen der ehrenamt-
lichen ver.di-Bundestarifkommission 
(BTK), die nach der kürzlich erfolgten 
Kündigung des Integrationstarifvertra-
ges durch Galeria Ende November Ver-

Die Bundestarifkommission H&M  
hat es geschafft: Es gibt sie, die Mei-
lensteine in der Tarifpolitik, der Ab-
schluss eines Digitalisie-
rungstarifvertrages 
beim Modefilialisten 
H&M ist ein solcher. 
Nicht nur, weil damit 
zum ersten Mal über-
haupt im Handel der 
digitale Wandel tariflich geregelt 
wird, sondern vor allem wegen der 
Reichweite der Regelungen. Beschäf-
tigte werden geschützt und – auch 
das gehört dazu – ihre Qualifizierung 
wird gesichert.

Die vorhergehende Beteiligung der 
Beschäftigten bei Einführung und 
Änderung digitaler Technik spielt im 
Tarifvertrag eine zentrale Rolle. Be-
triebsräte, Belegschaft und Gewerk-
schaft können so nicht übergangen 
werden, wenn sich Arbeitsbedingun-
gen durch die Digitalisierung ändern 
– vielmehr werden sie bereits in der 
Planungsphase einbezogen.

Der Digitalisierungstarifvertrag bei 
H&M stellt die Menschen in den Mit-
telpunkt, denn die Technik soll von 
Anfang an so gestaltet werden, dass 
sie zu guter, gesundheitsförderlicher 
Arbeit führt. Insofern handelt es sich 
nicht nur um einen Meilenstein, was 
die Bundestarifkommission verein-
bart hat, sondern auch um eine mög-
liche Vorlage für weitere Digitalisie-
rungstarifverträge bei anderen Un-
ternehmen. (Bericht auf Seite 2)
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MOBILISIERUNG ZUR TARIFRUNDE 2023 STARTET

Es geht um mehr Geld
und um Respekt!

RIESIGER ERFOLG
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Hart, härter, Handel: In einem der 
wichtigsten Wirtschaftszweige 

wächst das Risiko für Erwerbs- und 
 Altersarmut. Das ist alarmierend und 
erfordert dringend Gegenmaßnahmen. 
Die bisherigen Entlastungspakete der 
Regierung, die nur kurzfristig und punk-
tuell wirken, reichen bei weitem nicht 
aus. Alle Beschäftigten brauchen Ein-
kommen, die zum Leben reichen. Doch 
viele stehen finanziell mit dem Rücken 
zur Wand.

Für echte Wertschätzung
der Arbeit im Handel

»In der Vergangenheit mussten die 
Beschäftigten um jeden Cent kämpfen. 
Dies deutet sich bereits auch für die 
Tarifrunde 2023 an«, so das zuständige 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger. »Die mangelnde Aner-
kennung der Arbeitgeber für die Be-
schäftigten im Handel wird von uns 
allen sehr viel Engagement und Mut 
fordern, denn das Einkommensniveau 
im Einzel-, Groß- und Außenhandel muss 
deutlich spürbar und nachhaltig stei-
gen.« Notwendig sei ein Inflationsaus-
gleich, um die Löcher in den Haushalts-
kassen wieder auffüllen zu können. 
»Und dafür braucht es eine besonders 
starke Tarifbewegung, für die wir schon 
jetzt mobilisieren müssen.« Darüber 
herrschte auch Einigkeit auf mehreren 

Landesbezirkskonferenzen der ver.di- 
Fachbereiche Handel sowie bei ersten 
Diskussionen der regionalen Tarifkom-
missionen. Sie entscheiden in den ein-
zelnen Bundesländern über die konkre-
ten Forderungen für die Tarifrunde 2023, 
die im nächsten Frühjahr beginnt.

Vorbereitet werden deshalb aktuell 
auch wieder Mitglieder- und Beschäf-
tigtenbefragungen, um zu ermitteln, 
welche Erwartungen es an die zukünf-
tigen Tarifverhandlungen gibt und wie 
hoch die Bereitschaft ist, sich an Streiks 
und anderen Aktionen zu beteiligen. 

Eine hohe Kampfbereitschaft zeigt 
sich schon jetzt bei Amazon, wo die 
Streikenden vorrangig Tarifbindung 
fordern. Beim weltgrößten Online-Händ-
ler streikten am »Black Friday« (25. 
November) Kolleginnen und Kollegen 
u.a. in Frankreich und den USA sowie 
in Deutschland, wo zehn Fulfillment 
Center an dem Ausstand beteiligt wa-
ren – so viele wie noch nie gleichzeitig 
(ausführlich auf S. 4). 

Durch viel Bewegung bei
H&M gelang der Tariferfolg

Auf viele Arbeitsniederlegungen, die 
letzlich zum Erfolg führten, kann bei 
H&M die dortige ver.di-Bundestarifkom-
mission seit 2021 zurückblicken. In 
diesem Oktober gelang es ihr, den ers-
ten Digitalisierungstarifvertrag im  Handel 

zu vereinbaren (siehe Beitrag rechts und 
Bericht auf S. 2). Eine beachtliche Streik-
bewegung hat ver.di in mehreren Bun-
desländern auch bereits bei Ikea hin-
gelegt, doch dort weigert sich die 
Unternehmensleitung noch über einen 
Tarifvertrag zu verhandeln, der die Be-
schäftigten angemessen an den Digi-
talisierungsprozessen beteiligt und sie 
vor Abgruppierung oder Jobverlust 
schützt. 

Die aktuelle Situation im Handel hat 
einer weiteren tarifpolitischen ver.di- 
Forderung zusätzliches Gewicht gege-
ben. »Die Tarifbindung muss gestärkt 
werden, gemeinsam können wir die 
Tarifflucht stoppen«, sagt Stefanie Nut-
zenberger. »Deshalb fordern wir auch 
die Arbeitgeberseite und ihre Verbände 
erneut auf, gemeinsam mit uns die All-
gemeinverbindlichkeitserklärung für die 
auszuhandelnden Tarifverträge zu be-
antragen. Darüber hinaus muss der 
Gesetzgeber die AVE dringend erleich-
tern, damit unsere Abschlüsse wieder 
für alle Unternehmen im Handel ver-
bindlich werden und somit Lohndumping 
verhindert wird.«

Nach einer Umfrage des Münchener 
ifo-Instituts haben 54 Prozent der Be-
triebe im Handel bis vor kurzem Stun-
denlöhne unter 12 Euro bezahlt. Sie 

I N H A LT
 SONNTAGSSCHUTZ:  ver.di kämpft 
weiter gegen rechtswidrige Sonntags-
öffnungen.  Seite 2

 FRAUENPROJEKT:  Der ver.di-
Frauenvorstand im Bundesfachbereich 
Handel hat in Kooperation mit der 
BGHW ein Forschungsprojekt zur Ge-
waltprävention entwickelt Seite 3
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Sehr viel Unterstützung erfahren die 
Beschäftigten bei Galeria Karstadt 

Kaufhof, seit die Unternehmensleitung 
Ende Oktober erneut ein Schutzschirm-
Insolvenzverfahren in Gang gesetzt hat, 
um die Zahlungsfähigkeit der Waren-
haus-Kette zu sichern. Breit gestreut in 
der Öffentlichkeit sind Unmut und Em-
pörung über die mehr als 40 von der 
Galerie-Spitze beabsichtigten Häuser-
schließungen.

In mehreren Städten hat es bereits 
öffentliche Aktionen gegeben und es 
wurden Unterschriftensammlungen bzw. 

Fortsetzung auf Seite 2, Spalte 1

Solidarität mit den Galeria-Beschäftigten

Die nächste Ausgabe erscheint 
im Frühjahr 2023

Internationaler Amazon-Streik am »Black Friday«: Am 25. November streikten Kolleginnen und Kollegen u.a. in Frankreich, den USA und an 10 Standorten in 
Deutschland (hier im Fulfillment-Center Graben in Bayern)  FOTO: HUBERT THIERMEYER

VER.DI -BUNDESTARIFKOMMISSION:  WIR  KÄMPFEN UM JEDEN ARBEITSPLATZ!

Fortsetzung auf Seite 4

handlungen mit der Unternehmenslei-
tung aufgenommen hat, kommen 
deutliche Ansagen: Thomas Vieweg von 
Galeria in Nürnberg (Lorenzkirche) ver-
langt ein deutliches Bekenntnis vom 
Eigentümer zum Warenhaus. »Dazu 
gehören ein Investitionsplan, damit die 
Standorte für die Zukunft ausgerichtet 
werden und marktübliche Mietenzah-
lungen, mit denen das Warenhaus über-
lebensfähig ist.« (Weitere Stimmen und 
Gesichter aus der BTK auf der Seite 4)

DIGITALISIERUNG
IN  DEINER  HAND

ver.di
ver.di
Co.KG
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Bereits zum dritten Mal in diesem Jahr 
hat das nordrhein-westfälische 

Oberverwaltungsgericht (OVG) eine 
rechtswidrige Sonntagsöffnung in Por-
ta Westfalica verhindert. Entsprechende 
Verordnungen der Stadtverwaltung 
wurden auf Antrag von ver.di kassiert.

Zuletzt untersagte das OVG mit Sitz 
in Münster am 2. November die anläss-
lich einer sonntäglichen »Blaulichtmei-
le« beabsichtigten Ladenöffnungen. 
Bei der Meile sollten sich die 
Feuerwehr und andere 
Rettungskräfte präsen-
tieren, um den Sonn-
tagsverkauf zu recht-
fertigen, doch daraus 
wurde nichts.

Die Richter wand-
ten erneut die vom 
Bundesverwaltungsge-
richt aufgestellten Prin-
zipien für den im Grund-
gesetz verankerten Sonntags-
schutz an: Unter anderem muss die 
Veranstaltung selbst das öffentliche 
Geschehen überwiegend prägen und 
nicht der Sonntagsverkauf. Sie bemän-
gelten auch das Fehlen einer Prognose 
zu den Besucherzahlen und wiesen 
gute Umsatzerwartungen als völlig un-
zureichendes Argument zurück.

 Bereits Anfang des Jahres war der 
Rat der Stadt mit Bürgermeisterin An-
ke Grotjohann (Grüne) bei der ersten 
Ausnahmegenehmigung gescheitert. 
Im Oktober folgte dann die nächste 
Schlappe. Rund um ein großes Möbel-
haus sollte es einen verkaufsoffenen 

G E R I C H T  I N  N R W  K I P P T  S O N N T A G S Ö F F N U N G E N
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gaben an, die Entgelte mit Beginn der 
Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns 
am 1. Oktober heraufsetzen zu müssen. 
Dennoch herrscht in den meisten tarif-
losen Firmen weiter der schlimme Zu-
stand »Arm trotz Arbeit« und viele 
Beschäftigte müssen Aufstockerleistun-
gen beantragen. Erheblichen Handlungs-
bedarf gibt es aber gerade auch für die 
unteren und mittleren Gehaltsgruppen 
der tarifgebundenen Unternehmen. 

Viele Beschäftigte im Einzel-, Groß- 
und Außenhandel wissen nicht mehr, 
wie sie die Lebenshaltungskosten stem-
men sollen. Sie werden durch die rasant 
steigenden Preise für Lebensmittel, 
Energie und Fahrtkosten so sehr belas-
tet, dass sie überall Abstriche machen 
müssen.

Das steht in hartem Kontrast zu den 
wachsenden Vermögen der reichsten 
Deutschen, unter denen sich viele Händ-
ler befinden. Nach dem vom »mana-
ger-magazin« für 2022 recherchierten 
Ranking »Die reichsten Deutschen« 
entfallen allein auf die Eigentümerfa-
milien von Lidl, Kaufland, Aldi Nord und 
Aldi Süd sowie Otto fast 100 Milliarden 
Euro Vermögen. 

Wann werden Superreiche 
zur Kasse gebeten? 

Freiwillige Sonderzahlungen, die seit 
Ende Oktober bis zu 3.000 Euro steuer- 
und abgabenfrei sind, bieten übrigens 
keine Lösung für das Risiko von Alters- 
armut der Beschäftigten und sind – wenn 
sie überhaupt gezahlt werden – keine 
Alternative zu tabellenwirksamen Er-
höhungen. Im Handel fallen Sonder-
zahlungen bisher nicht  üppig aus. Bei 
Lidl sind es 250 Euro, während bei 
Kaufland Warengutscheine in derselben 
Höhe ausgegeben werden. 

Auch vor diesem Hintergrund sagt  
ver.di: Die Einführung einer Vermögens-
steuerpflicht und höhere Steuern auf 
sehr große Erbschaften sind überfällig, 
auch um die Folgen der Inflation für 
die am stärksten Betroffenen über neue, 
effektive Hilfspakete abzumildern. 

Zusätzlich brauchen die Beschäftigten 
im Tarifjahr 2023 Entgelterhöhungen, 
die tabellenwirksam und nachhaltig zu 
einem Inflationsausgleich beitragen. 
»Dafür werden wir hart kämpfen 
 müssen. Es ist wichtig, sich zu organi-
sieren und es kommt auf jede Kollegin, 
jeden Kollegen an«, betont Stefanie 
Nutzenberger. 

 ANDREAS HAMANN

Vorweihnachtsgeschäft bei Zara in 
Regensburg: Noch konnte man in 

der Altstadt-Filiale am Neupfarrplatz 
einkaufen und schon in der neuen in 
den Arcaden am Bahnhof. Im Zuge der 
Corona-Pandemie beabsichtigte der 
international agierende Inditex-Kon-
zern, zu dem der Textilfilialist Zara ge-
hört, weltweit 1.200 Filialen zu schlie-
ßen, sich auf den Online-Handel und 
weniger, aber größere Geschäfte zu 
fokussieren, die auch als Verteilzentren 
fungieren.

Der Standortwechsel bei Zara Regens-
burg – der Mietvertrag in der Altstadt 
läuft aus – wird dabei nicht als Umzug, 
sondern als Schließung und Neueröff-
nung deklariert. »Ein fauler Zauber, um 
langjährig Beschäftigte, Betriebsverein-
barungen und den ungeliebten dreiköp-
figen Betriebsrat loszuwerden«, meint 
Christin Rappl, Gewerkschaftssekretä-
rin Handel bei ver.di Oberpfalz. Denn 
dieser hat – oft über eine Einigungs-
stelle – viel erreicht mit Vereinbarungen 
zu Personaleinsatz, Arbeitszeit oder 
Urlaubsgeld. Bezahlt wird nach Tarif.

Mehr als 30 Beschäftigten wurde 
gekündigt, die Filialleitung allerdings 
übernommen. Weiterbeschäftigung bot 
Zara ausschließlich mit weniger Wo-
chenstunden in anderen Städten an. 
»Unannehmbar für Familien und allein-
erziehende Mütter, von denen viele in 
der Altstadt-Filiale arbeiteten«, meint 
Rappl. Fünf Beschäftigte haben Kündi-
gungsschutzklagen eingereicht, ande-
re die über Sozialplan und Interessen-
ausgleich ausgehandelte Abfindung und 
Turbo-Prämie genommen. »Angst, Stress 
und Druck waren groß.« In der Arca-
den-Filiale wird Personal gesucht. Ein-
gestellt wird, so vermutet die ver.di- 

Sekretärin auch anhand der für Neu- 
pfarrplatz-Beschäftige gesperrten Be-
werbungsplattform zu schlechteren 
Konditionen.

Weil in der von Zara als Neueröffnung 
mit neuem Geschäftszweck postulierten 
Filiale dem Betriebsrat die Arbeit ver-
weigert wird, hat dieser geklagt. Das 
Arbeitsgericht Regensburg bestätigte 
am 20. Oktober die Zuständigkeit der 
Interessenvertretung: Das Mandat des 
bisher gewählten Betriebsrats ende 
aufgrund völliger Betriebsidentität we-
der mit Eröffnung des Ladengeschäfts 
in den Arkaden, noch mit Schließung 
des am Neupfarrplatz, sondern es be-
stünde durchgehend und weiterhin.

Unternehmensleitung will vor 
allem billige Arbeitskräfte

»Gern würden wir als Betriebsrat die 
Interessen der Kolleginnen und Kollegen 
in der Arcaden-Filiale vertreten«, sagt 
Betriebsratsvorsitzende Sylwia Kanturow. 
»Angeworben wurden auch Beschäf-
tigte aus anderen Konzernfilialen. Nicht 
wenige sprechen nur schlecht Deutsch 
und verstehen nicht genau, worauf sie 
sich einlassen.« Es gehe vor allem um 
billige Arbeitskräfte.

Inzwischen hat die Geschäftsleitung 
einen Wahlvorstand für eine neue Be-
triebsratswahl initiiert. Ein solcher Be-
triebsrat wäre nach dem Urteil des 
Arbeitsgerichtes allerdings nicht legiti-
miert, meint Gewerkschaftssekretärin 
Rappl. Jedoch: Zara ist in Berufung 
gegangen. Bis zu einem Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts München kann es 
dauern. Bis dahin, bedauert Betriebsrätin 
Kanturow, bleibe es leider abzuwarten.

 BETTINA ERDMANN

Sonntag geben. Als Anlass wurde die 
Suche nach dem größten Kinderchor 
in NRW angegeben, was das Oberver-
waltungsgericht jedoch keineswegs 
überzeugte. 

Bereits im September 2020 hatte das 
OVG eine Vielzahl sonntäglicher Öff-
nungen in NRW beanstandet. Es wies 
darauf hin, dass sich kommunale und 
staatliche Amtsträger an »letztinstanz-

lich geklärte verfassungsrechtliche 
Grenzen« zu halten haben 

– was diese jedoch oft 
nicht tun. Kommunale 

Verwaltungen würden 
durch einen Erlass 
des zuständigen Lan-
desministeriums zu 
immer neuen Ver-
ordnungen »in 

Kenntnis ihrer Verfas-
sungswidrigkeit« verlei-

tet, so damals die deutli-
che Kritik des Gerichts. Weder 

dies, noch das Festhalten am Erlass 
durch das Ministerium entspreche 
rechtsstaatlichen Prinzipien. 

Gegen eine Sonntagsöffnung, die für 
den 4. Dezember in Gladbeck geplant 
war, hat sich der ver.di-Bezirk Mittleres 
Ruhrgebiet entschieden ausgesprochen 
und kurz vor Redaktionsschluss Klage 
eingereicht. Verkaufsoffene Sonntage 
befeuerten den ruinösen Verdrängungs-
wettbewerb und auch in Gladbeck 
verschärfe sich die prekäre Situation im 
Einzelhandel, wo die Situation der Be-
schäftigten »schon belastend genug« 
sei. AHA

Arbeitsgericht: Der
bisherige Betriebsrat 
bleibt zuständig

Bewusste Verstöße 
gegen die Verfassung?

KURZ & KNAPP

 THALIA BRUMMT:  Die Buchhan-
delskette Thalia hat im Geschäftsjahr 
2021/2022 zum ersten Mal in Deutsch-
land die Milliarden-Marke übersprun-
gen und erlöste nach Angaben der 
Geschäftsführung 1,1 Mrd. Euro. Das 
ist ein Zugewinn von 25 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr. In diesem Jahr 
hat es in dem florierenden Unterneh-
men bereits mehrere ver.di-Streiks – 
u.a. in Hamburg und Berlin – gegeben, 
bei denen die Rückkehr in die Tarif-
bindung gefordert wurde, aus der 
Thalia Ende 2021 ausgetreten war.

 HÄNDE WEG: In einer Informa-
tion »Hände weg vom Kugelschrei-
ber!« für die Beschäftigten der 63 
real-Märkte, die zum 1. Juli 2022 von 
der SCP-Gruppe an das familienge-
führte Unternehmen Tischendorf 
übergegangen sind und als »mein 
real« betrieben werden, hat ver.di 
davor gewarnt, voreilig Vertragsän-
derungen zu unterschreiben. Der neue 
Eigentümer beabsichtige, die Be-
triebs- und Personalkosten drastisch 
zu senken. 

 FOTO: CHRISTIAN V. POLENTZ

Der Durchbruch gelang im Oktober: 
Da konnte ver.di nach insgesamt 

14 Verhandlungsrunden innerhalb eines 
halben Jahres einen Digitalisierungs-
tarifvertrag für die rund 14.300 Be-
schäftigten der Modekette H&M ab-
schließen. Dem gingen eine Reihe von 
Aktionen und Arbeitskampfmaßnah-
men voraus, bis der Arbeitgeber sich 
mit der  ver.di-Bundestarifkommission 
(BTK)  an den Verhandlungstisch setzte. 

Diesen allerersten Tarifvertrag zum 
Themenfeld Digitalisierung im Handel 
bewerten die Kolleg*innen als großen 
Erfolg, denn im Mittelpunkt steht dabei 
die Beteiligung der Beschäftigten. Für 
die Bundestarifkommission war wichtig, 
dass die digitale Technik im Interesse 
der Beschäftigten gestaltet werden muss. 
Dafür wurden im Tarifvertrag die Betei-
ligungsrechte des Gesamtbetriebsrates 
in der Planungsphase von Technik er-
weitert.

Den digitalen Wandel
menschengerecht gestalten

Vorgesehen ist zudem die Gründung 
eines aus der ver.di-BTK und H&M-Ver-
treter*innen zusammengesetzten Digi-
talisierungsbeirates, der eigene Ideen 
ebenso einbringen kann wie Vorschlä-

ge der Beschäftigten zur Gestaltung des 
Zukunftskonzeptes.

Vorangegangen waren jahrelange 
Versuche des Gesamtbetriebsrates von 
H&M, über den Schutz vor Verhaltens- 
und Leistungskontrolle hinaus Einfluss 
auf die Gestaltung der Digitalisierung 
zu nehmen. Für den GBR war klar, dass 
der Schutz durch einen Tarifvertrag ele-
mentar ist. Durch den Digitalisierungs-

tarifvertrag werden nun in einigen aus-
gewählten H&M-Testfilialen ab Jahres-
beginn 2023 die Beschäftigten beson-
dere Beteiligungsrechte erhalten, damit 
sie selbst beurteilen können, ob die 
neuen Arbeitsweisen menschengerecht 
sind oder möglicherweise mit Verbes-
serungen nachgesteuert werden muss.

Ganz wichtig für die BTK ist der im 
Tarifvertrag fixierte besondere Kündi-

gungs- und Abgruppierungsschutz. Er 
soll die Kolleg*innen im Zuge des Digi-
talisierungsprozesses schützen. Weiter-
hin wird deutlich, dass der persönliche 
Kundenkontakt in den Filialen wichtig 
ist und bleibt. Deshalb soll die Beratung 
der Kund*innen durch eine tariflich 
gesicherte Qualifizierungsoffensive auch 
gestärkt werden. Das bedeutet letztlich, 
die H&M-Beschäftigten vor einer De-
qualifizierung zu schützen. Der Tarifver-
trag regelt zudem die Begrenzung von 
Leiharbeit, die nur als Ausnahme und 
nur vorübergehend genutzt werden darf, 
um Bedarfsspitzen zu decken, aber nicht 
dazu, Festangestellte zu ersetzen.

Auch vorteilhafte materielle Regelun-
gen sieht der Tarifvertrag vor: Für alle 
Filialbeschäftigten kann es bis zu sechs 
Sonderzahlungen während der 36-mo-
natigen Laufzeit des Tarifvertrages ge-
ben. Ob die im zweiten und dritten Jahr 
tatsächlich gezahlt werden, hängt dabei 
von der Entwicklung des Umsatzes ab. 
Je nach wöchentlicher Arbeitszeit be-
trägt die Sonderzahlung zweimal 250, 
zweimal 400 oder zweimal 450 Euro 
jährlich.    R E D

Die Bundestarifkommission H&M

B E I  H & M  E R S T E  T A R I F V E R E I N B A R U N G  I M  H A N D E L  Z U R  D I G I T A L I S I E R U N G

Premiere für Tarifvertrag

w

ww.allianz-fuer-den-freien
-So

nnt
ag
.d

e

Sonntag
ist mir heilig
Mein

ver.di


Seite 3 Aktuell

Gewalt begegnet vielen Menschen 
an den unterschiedlichsten Orten 

– auch der Arbeitsplatz kann dazu ge-
hören. Im Handel sind Beschäftigte so 
Beschimpfungen und Beleidigungen 
ausgesetzt, schlimmstenfalls werden sie 
bedroht oder bespuckt. Auch sexuali-
sierte Übergriffe gibt es immer wieder. 
Dazu hat der Frauenvorstand im ver.di-
Bundesfachbereich Handel nun die Ini-
tiative »Gemeinsam stark – Gegen 
Gewalt im Handel« gestartet.

»Frauen, die im Handel arbeiten, sind 
zunehmend Belästigungen ausgesetzt. 
Die Kolleginnen beschreiben, dass es 
in der Pandemie schlimmer geworden 
sei, ob in der Schlange an der Kasse 
oder auch wenn zu wenig Personal zur 
Beratung zur Verfügung steht. Sie er-
leben tagtäglich Beleidigungen und 
Pöbeleien. Damit muss Schluss sein«, 
so Stefanie Nutzenberger, zuständig für 
den Handel, Frauen und Gleichstellung 
im ver.di-Bundesvorstand. Mit einer 
Befragung wird derzeit ermittelt, wie 

häufig respektloses, übergriffiges und 
gewalttätiges Verhalten hier vorkom-
men. Der ver.di-Bundesfachbereichs-
frauenvorstand Handel hat deshalb in 
enger Zusammenarbeit mit der Berufs-
genossenschaft Handel und Warenlo-
gistik BGHW ein Forschungsprojekt zur 
Gewaltprävention im Handel entwickelt.

Erstmals werden Beschäftigte im Han-
del über Belästigungen und Übergriffe 
am Arbeitsplatz befragt. Ergebnisse 
sollen Anfang kommenden Jahres vor-
liegen. Schwerpunkte des Projektes sind 
die Auswirkungen von nichtkörperlicher 
Gewalt und die Entwicklung sowie der 
Einsatz entsprechender Präventionsmaß-
nahmen. »Entscheidend ist«, so Stefa-

Nahezu zwei Jahre dauert der Tarif-
konflikt im genossenschaftlichen 

Großhandel in Bayern bereits. Als größ-
ter Blockierer erweist sich dabei der Le-
bensmittelkonzern Rewe, der zwei Lo-
gistikstandorte in dem Bundesland hat.

Im fränkischen Buttenheim am Stand-
ort des Zentrallagers Nord haben die dort 
Beschäftigten bereits an mehr als sech-
zig Tagen für einen angemessenen Ta-
rifabschluss gestreikt. Und auch in Eitting 
bei München stieg die Belegschaft im 
August in die Streiks ein. Weitere Akti-
onen gab es nun im Vorweihnachtsge-
schäft, um den Anspruch auf echte 
Entgelterhöhungen zu untermauern. 
»Rewe hat durch den unermüdlichen 
Einsatz der Beschäftigten, nicht nur wäh-
rend der Corona-Pandemie, exorbitante 
Gewinne gemacht, die zumindest für 
üppige Erhöhungen der Vorstandsgehäl-
ter gereicht haben«, betont  ver.di-Ver-
handlungsführer Thomas Gürlebeck. Den 
Mitarbeiter*innen wolle Rewe hingegen 
magere 1,7 Prozent Tariferhöhung zu-
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GROSSHANDEL

KURZ & KNAPP

 EXPANSION: Chefs Culinar, mit 
rund 2,4 Mrd. Euro Inlandsumsatz 
(netto) zweitgrößter Foodservice-
händler in Deutschland, baut seine 
Lieferstrukturen aus und investiert in 
neue Standorte im Großraum Berlin, 
bei Paderborn und Nürnberg. Dafür 
ist ein dreistelliger Millionen-Betrag 
vorgesehen. 
In der Hauptstadt plant das interna-
tional tätige Familienunternehmen, 
das Gastronomen, Hotels und Kanti-
nen beliefert, auch einen Fischverar-
beitungsbetrieb. Ebenso  wie bei den 
Konkurrenzunternehmen  Transgour-
met und Metro Cash & Carry verzeich-
net Chefs Culinar aktuell wieder 
Umsatzzuwächse.

billigen. »Bei der aktuellen Inflation von 
zehn Prozent ist das Angebot für 2022 
eine bodenlose Frechheit.«

Als Minimum müsse das Unternehmen 
den Tarifabschluss des allgemeinen Groß- 
und Außenhandels von 2021 überneh-
men. »Außerdem erwarten alle Beschäf-
tigten ganz klar einen Inflationsaus-
gleich«, so Gürlebeck. Die bisherigen 
Gespräche mit Rewe seien allerdings 
höchst unbefriedigend verlaufen. »Ob-
wohl ein Vertreter der Geschäftsleitung 
dabei war, hieß es, er könne nichts ent-
scheiden. So kann es nicht weitergehen, 
und deshalb bauen wir nun in der Vor-
weihnachtszeit noch einmal kräftig Druck 
auf.« Die Belegschaften seien hochmo-
tiviert und setzten zunehmend auf den 
gewerkschaftlich organisierten Wider-
stand. Der erste Streiktag vor dem 
Rewe-Zentrallager in Eitting Mitte August 
brachte so für ver.di siebzig neue Mit-
glieder. Thomas Gürlebeck: »Die Kol-
leg*innen werden auf keinen Fall lo-
ckerlassen!«  GG

Z W E I  J A H R E  T A R I F A B S C H L U S S  B L O C K I E R T 

Hängepartie 
»dank« Rewe

nie Nutzenberger, »dass dann notwen-
dige Maßnahmen im Betrieb entwickelt 
werden.« Die Verantwortung für die 
Abwehr von Gewalt dürfe nicht auf 
einzelne Kolleginnen und Betriebsräte 
abgewälzt werden. »Unternehmen und 
Führungskräfte sind hier in der Verant-
wortung.« 

Gelungenes Beispiel für 
Kooperation mit BGHW

Als »gelungenes Beispiel für das Zu-
sammenwirken der Kolleginnen im Bun-
desfachbereichsfrauenvorstand und der 
ver.di-Selbstverwaltung in der BGHW« 
bezeichnete Manfred Wirsch, Leiter der 

Starkes Zeichen in Orange bei der NRW-
Landesbezirkskonferenz von ver.di Handel. 
Hintergrund: Die UNO-Kampagne »Orange 
The World« findet jährlich zwischen dem 
25. November, dem »Internationalen Tag 
zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen«, 
und dem 10. Dezember, dem »Internationa-
len Tag der Menschenrechte«, statt. Welt-
weit erstrahlen u.a. Gebäude in Orange, um 
gemeinsam ein sichtbares Zeichen gegen 
Gewalt an Frauen zu setzen 
 FOTO: DIETRICH HACKENBERG

Umfrage zu 
Gewalterfahrungen

ver.di-Bundesfachgruppe Groß- und 
Außenhandel sowie Vorstandsvorsitzen-
der der BGHW, das Vorhaben.

ver.di fordert auch die Politik zu kon-
kretem Handeln auf. So solle die Bun-
desregierung endlich die Konvention 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) zur Beseitigung sexueller Belästi-
gung und Gewalt am Arbeitsplatz ra-
tifizieren und umsetzen. »Frauen müs-
sen im Erwerbsleben vor sexualisierter 
und jeglicher anderen Form von Gewalt 
in Deutschland sicher sein«, erklärte 
Nutzenberger aus Anlass des Tages ge-
gen Gewalt an Frauen am 25. Novem-
ber. Nötig seien niedrigschwellige Un-
terstützungs- und Hilfsangebote für 

Schutzschirm
Die Gefahr, im Berufsalltag Fehler zu machen 
und dafür haftbar gemacht zu werden, wird 
immer größer. Vor dem Risiko, in solchen 
Fällen auf den finanziellen Schäden sitzen 
zu bleiben, kann man sich jedoch schützen: 
Die DGB-Gewerkschaften haben dafür die 
GUV/Fakulta gegründet. Sie unterstützt Ge-
werkschaftsmitglieder zu einem Jahrespreis 
von 21 Euro – übrigens auch bei Unfällen auf 
dem Weg zur Arbeit oder  zu einer gewerk-
schaftlichen Veranstaltung.

Der ver.di-Bundesfachbereichsvorstand Han-
del von ver.di hat  entschieden, gemeinsam 
mit der GUV/Fakulta eine Sonderaktion zur 
Mitgliederwerbung durchzuführen.

LINK ZUR BEFRAGUNG

Frauen am Arbeitsplatz, ebenso mehr 
Handlungsspielraum für Betriebsräte.

Um belastbare Daten zu erhalten, hat 
die BGHW das Institut für Arbeit und 
Gesundheit der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (IAG) beauftragt, 
Beschäftigte im Einzel- und im Groß-
handel sowie in der Logistik nach ihren 
Erfahrungen mit respektlosem und ge-
walttätigem Verhalten durch  betriebs-
fremde Menschen wie Kund*innen oder 
Lieferant*innen zu befragen. Dazu 
wurde ein Fragebogen entwickelt, der 
im Internet innerhalb von ungefähr 15 
Minuten anonym beantwortet werden 
kann. Alle Angaben sind freiwillig und 
werden streng vertraulich behandelt, 
heißt es auf der Startseite der Befragung. 
 G U D R U N  G I E S E

Streik am Standort Buttenheim FOTO: VER.DI

Der Warnstreik Mitte November bei 
Edeka Nord in Zarrentin/Valluhn hat 

Wirkung gezeigt: In der Verhandlungs-
runde am 28. November legte die Un-
ternehmensseite ein deutlich verbes-
sertes Angebot vor.

Für die rund 1.000 Beschäftigten 
dieses Edeka-Zentrallagers für die Re-
gion Nord würde danach die Jahres-
sonderzahlung (Weihnachtsgeld) auf 
sechzig Prozent des monatlichen 
 Bruttogrundentgelts erhöht, die rück-
wirkend für Dezember 2022 ausgezahlt 
werden soll. Auch das Urlaubsgeld soll 
steigen: 35 Prozent des Monatsgrund-
lohns gelten danach als statistischer 
Festbetrag. Die bisherige Staffelung 
nach Betriebszugehörigkeit entfällt hier 
ebenso wie beim Weihnachtsgeld. Auch 
das monatliche Entgelt soll steigen, 
nachdem ver.di bereits eine Lohnerhö-

hung von 2,4 Prozent zum 1. Januar 
2023 durchgesetzt hatte. Es soll eine 
rückwirkende Erhöhung von 1,2 Prozent 
per 1. November geben. Im Januar und 
im Februar 2023 ist eine Inflationsaus-
gleichsprämie von jeweils 300 Euro 
vorgesehen. Zulagen und Zuschläge 
steigen je nach Arbeitsbereichen; die 
Nachtzuschläge in der Zeit von 0 bis 4 
Uhr auf dreißig Prozent. Die Arbeits-
zeitregelungen der Kraftfahrer werden 
separat verhandelt.

Die Tarifkommission empfiehlt die 
Annahme des Ergebnisses. Bis zum  
9. Dezember (nach Redaktionsschluss) 
konnten alle ver.di-Mitglieder darüber 
abstimmen. »Das vorherige Angebot 

der Edeka Nord von monatlich 37 Euro 
konnten wir auf Basis der Ecklohngrup-
pe 3 auf rund 70 Euro steigern«, sagt 
Thomas Ebeling, der ver.di-Verhand-
lungsführer. »Zudem gibt es in vielen 
Teilbereichen weitere Steigerungen, die 
erst aufgrund betrieblicher Aktivitäten 
vor dem Betriebsgelände durchgesetzt 
werden konnten.« Insbesondere der 
vierstündige Warnstreik Mitte Novem-
ber, an dem sich rund hundert Beschäf-
tigte beteiligt hatten, brachte den Erfolg. 
Die Edeka Nord mit einem Umsatz von 
3,81 Milliarden und einem Überschuss 
von 36,1 Millionen Euro im Geschäfts-
jahr 2021 dürfte sich den Abschluss 
locker leisten können. GG

guv.fakulta

Sonderaktion*
für Beschäftigte im Handel

Jetzt eintreten und Willkommensgeschenke 
sichern: Jetzt-beitreten.de/022

guvfakulta guvfakulta

*Gültig bis 31.12.2022
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Thomas Vieweg, BTK, Galeria Nürnberg 
(Lorenzkirche)
Als Beschäftigte haben wir schon Riesensum-
men in die Zukunft des Unternehmens als 
Betreiberin von Warenhäusern investiert. Wir 
wollen ein klares Bekenntnis von unserem 
Eigentümer zum Warenhaus, welches wir für 
die Neuausrichtung dringend brauchen. Dazu 
gehören ein Investitionsplan, damit die Stand-
orte für die Zukunft ausgerichtet werden und 
marktübliche Mietzahlungen mit denen das 
Warenhaus überlebensfähig ist.

– in Coventry fehlten dazu drei Stimmen. 
»Besonders in Europa fordern wir die 
Europäische Union und alle nationalen 
Parlamente auf, die streikfeindlichen 
Gesetze abzuschaffen und die Rechte 
der Arbeitnehmer und Gewerkschaften 
zu verbessern,« so Hoffman.

Zur Vorbereitung des Aktionstages 
und zur weiteren Koordinierung ihrer 
gemeinsamen Aktivitäten waren bereits 
Anfang November in Brüssel Amazon- 
Beschäftigte und Gewerkschaftsvertre-
ter*innen aus 16 Ländern zusammen-
gekommen. Dort wurden auch die 
Planungen für den internationalen 
Aktionstag am 25. November konkre-
tisiert, wie ver.di-Vertreterin Monika Di 
Silvestre erklärt: »Es ist ein großer Schritt 
nach vorne, dass Amazon-Beschäftigte 
weltweit gemeinsam für ihre Rechte 
kämpfen. Und die Tatsache, dass fran-
zösische und deutsche Beschäftigte zum 
ersten Mal gemeinsam streiken, ist ein 
großes Signal an das Unternehmen: Ihr 
werdet uns niemals spalten, ihr werdet 
uns niemals besiegen!«

     ANDRÉ SCHEER 

Es war die wohl größte gemeinsame 
Aktion von Amazon-Beschäftigten, 

die das von Jeff Bezos gegründete Un-
ternehmen je gesehen hat. Tausende 
Kolleginnen und Kollegen in Deutsch-
land, Frankreich und den USA legten 
am »Black Friday«, dem 25. November, 
die Arbeit nieder, um für existenzsi-
chernde Löhne zu demonstrieren. 

Allein in Deutschland waren zehn Ful-
fillment Center an dem Ausstand betei-
ligt, so viele wie noch nie gleichzeitig: 
Bad Hersfeld, Graben bei Augsburg, 
Dortmund, Koblenz, Leipzig, Rheinberg, 
Werne, Winsen (Luhe) und zum ersten 
Mal überhaupt Achim bei Bremen. 

In mindestens 21 weiteren Ländern 
aller Kontinente (außer der Antarktis) 
kam es zu Kundgebungen und anderen 
Protestaktionen im Rahmen des Akti-
onstages »Make Amazon Pay« – Lasst 
Amazon zahlen! Und es blieb nicht bei 
einem einzelnen Tag, bereits vorher und 
auch am »Cyber Monday« am 28. No-
vember wurde gestreikt.

Mobilisiert dafür hatte die internati-
onale Dienstleistungsgewerkschaft UNI 

Global Union, der auch ver.di angehört, 
gemeinsam mit einem Bündnis aus Um-
weltschutz- und Menschenrechtsorga-
nisationen sowie Bürgerinitiativen. Ihr 
gemeinsamer Nenner war, dass sich der 
Multi nicht aus seiner Verantwortung 
stehlen darf: Noch immer versucht Ama-
zon wie ein Gutsherr einseitig Löhne, 
Gehälter und Arbeitsbedingungen fest-
zulegen und verweigert Verhandlungen 
mit den Gewerkschaften. In Werbespots 
präsentiert man sich gerne als natur-
verbunden, gehört tatsächlich jedoch 
zu den größten Umweltzerstörern der 
Welt. Der Ausstoß an klimaschädlichem 
CO2, den der Konzern produziert, über-
steigt den ganzer Länder wie Dänemark 
oder Schweden.

Tausende legten die Arbeit
nieder und protestierten

Der Gesamtwert des Unternehmens 
ist nach Einschätzung von Wirtschafts-
medien höher als das Bruttoinlandspro-
dukt von Staaten wie Südkorea, Austra-
lien oder Spanien. So hat Amazon eine 
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gewaltige Macht angehäuft, ohne dass 
diese demokratisch kontrolliert wird. 
Die Algorithmen, die das Handeln des 
Konzerns bestimmen, werden als Ge-
heimsache behandelt und der Kontrol-
le durch Behörden, Beschäftigte und 
Gewerkschaften entzogen.

UNI-Generalsekretärin Christy Hoffman 
unterstrich: »Es ist an der Zeit, dass der 
Tech-Gigant seine schrecklichen Prakti-
ken sofort einstellt, die Gesetze respek-
tiert und mit den Beschäftigten verhan-
delt, die ihre Arbeitsbedingungen ver-
bessern wollen.« Die Gewerkschafterin 
kritisierte, dass die nationalen Gesetze 
in vielen Ländern es unmöglich gemacht 
hätten, die Streiks bei Amazon auf noch 
mehr Länder auszuweiten. So hatte die 
Gewerkschaft GMB bei Amazon im eng-
lischen Coventry zur Urabstimmung 
aufgerufen, um über Arbeitskampfmaß-
nahmen zu entscheiden. Wie die GMB 
erklärte, sagten dabei fast 99 Prozent 
»Ja« zum Streik. Die britischen Gesetze 
erlauben Streiks jedoch nur, wenn auch 
eine Mehrheit aller Beschäftigten eines 
Unternehmens für den Ausstand votiert 

»Make 
Amazon Pay!«
Streiks in 
Deutschland, 
Frankreich und 
den USA

K O N F L I K T  B E I  I K E A

Digital, aber mit
Tarifvertrag!

D igitalisierung gehört zu den groß-
en aktuellen Themen auch im Han-

del. Wie bei H&M, will ver.di beim 
Möbelkonzern Ikea den Einsatz digitaler 
Technik tariflich regeln. Im November 
allerdings hatte die Unternehmenslei-
tung signalisiert, nicht über den von 
der ver.di-Bundestarifkommission Ikea 
schon seit über zwei Jahren geforderten 
Tarifvertrag verhandeln zu wollen. Die 
BTK beschloss darauf hin, mehr Druck 
zu machen.

Bereits im Frühjahr und Sommer hat-
ten Beschäftigte mehrerer Möbelhäuser 
in NRW sowie in Braunschweig für den 
Tarifvertrag gestreikt. In Leipzig hatte 
eine Flashmob-Veranstaltung stattge-
funden, Warnstreiks und Aktionen gab 
es an zahlreichen weiteren der bundes-
weit 54 Standorte.

Wie bitter nötig ein Digitalisierungs-
tarifvertrag ist, erläuterte Britta Bittner, 
die Betriebsratsvorsitzende bei Ikea 
Braunschweig, im Rahmen der ver.di-Zu-
kunftstage, die Ende September in 
Berlin stattfanden. Zunehmend setze 
das Unternehmen in seinen Häusern auf 
neue technische Tools, beispielsweise 
Kassen ohne Personal, Kauf vom hei-
mischen PC aus, der von den Beschäf-
tigten nur noch die Zusammenstellung 
der Waren erfordere und anderes mehr. 
»Wir als Belegschaft waren nie in diese 
Veränderungen einbezogen«, betonte 
Bittner bei der Veranstaltung. Aus genau 
diesem Grund sei ein Tarifvertrag, der 
all‘ diese Fragen regelt, so wichtig für 
die Beschäftigten. 

Bei den Zukunftstagen hatte ver.di- 
Vorstandsmitglied Stefanie Nutzenber-
ger deutlich gemacht, wie sehr der 
gesamte Handel und mit ihm die Be-
schäftigten von einer Krise in die nächs-
te gerutscht seien, angefangen bei der 
rasant wachsenden Tarifflucht über die 
Corona-Pandemie, die die Branche we-
gen der Lockdowns hart getroffen hät-
te bis hin zur massiven Expansion gro-
ßer Unternehmen wie Edeka zu Lasten 
kleiner und mittelständischer Betriebe. 
Die Folgen der Digitalisierung spürten 
viele Betriebe der Branche, weil etwa 
ein Riesenkonzern wie Amazon massiv 
investiere und so enorme Wettbewerbs-
vorteile erlange. Mit Tarifverträgen zum 
Technikeinsatz sollten vor allem die 
Arbeitsbedingungen im Sinne der Be-
schäftigten geregelt werden.  GG

B I S L A N G  G R Ö S S T E R  A K T I O N S T A G  V O N  B E S C H Ä F T I G T E N  D E S  H A N D E L S K O N Z E R N S

Manja Schremm, BTK, Galeria Oberhausen
Die von uns im Tarifvertrag vereinbarte Zu-
kunftsbefragung der Kolleginnen und Kollegen 
hat ergeben, dass fast alle Teilnehmenden das 
größte Hindernis für ein erfolgreiches Geschäft 
in der Personalknappheit sehen. Das macht 
persönliche Kundenkontakte fast unmöglich 
und lässt viel zu wenig Zeit für qualifizierte 
Beratung. Aus dieser Sackgasse müssen wir 
schnellstens heraus. Auch die vielen weiteren 
Vorschläge aus dem Kreis der Beschäftigten 
auf lokale Ausrichtung und Warensortimente 
müssen vom Management endlich ernstge-
nommen werden.

Andrea Grisail, BTK, Galeria Mülheim an 
der Ruhr
Galeria Karstadt Kaufhof ist das Herz in der 
Innenstadt und zentraler Anlaufpunkt für so-
ziale Kontakte. Gerade in der Pandemie haben 
wir alle leidvoll erfahren, was es heißt keine 
Möglichkeit der sozialen Kontakte zu pflegen. 
Das Warenhaus ist nicht tot, es muss nur neu 
ausgerichtet werden. Wenn alle Geschäfte 
schließen, gibt es nichts mehr was die Men-
schen in die Städte zieht. Verödung wäre die 
Folge. Das muss auch die Politik erkennen und 
verstehen.

Alexandra Gödicke, BTK, Galeria Mann-
heim (Paradeplatz)
Wir erwarten eine Strategie, um das Warenhaus 
voranzubringen. Einen Investitionsplan des 
Eigentümers mit klaren zeitlichen Regelungen 
für eine Neuausrichtung. Galeria Karstadt 
Kaufhof hat eine motivierte Belegschaft, die 
ihr Unternehmen auf Kurs bringen will. Es gibt 
zahlreiche Ideen und Vorschläge aus der Be-
schäftigtenbefragung wie z.B. lokale Ausrich-
tungen, Warensortimente, Qualifizierung, Be-
setzungsstruktur usw. Wir sind bereit!

Dirk Voss, BTK, Galeria Duisburg
Das Ruder muss sehr schnell herumgerissen 
werden, damit die Beschäftigten nicht schon 
wieder die komplette Zeche für etwas zahlen 
müssen, was nicht sie verursacht haben. Wir 
glauben an die Zukunft des Warenhauses, doch 
dafür braucht es auch in den Filialen genügend 
qualifiziertes Fachpersonal und lokale Ausrich-
tungen von Warensortimenten. Menschlicher 
Kontakt ist unsere größte Stärke.
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Bei allen Konferenzen der ver.di-Fach-
bereiche D (Handel), die bisher im Rahmen 
der Organisationswahlen in den Landes-
bezirken stattgefunden haben, wurde 
die Solidarität mit den Kolleginnen und 
Kollegen bei Galeria betont. »Wir appel-
lieren an die Vertreterinnen und Vertre-
ter in Kommunen, Ländern und Bund, 
sich für eine Zukunft der Warenhäuser 
mitzuengagieren«, heißt es beispielswei-
se in einer Resolution des Landesfach-
bereiches Nord. »Die Warenhäuser sind 
ein Standortfaktor für attraktive Innen-
städte und damit wichtig für den Erhalt 
vieler Arbeitsplätze nicht nur in den 
Häusern selbst.« Ähnliche Aussagen 
gab es in NRW auf der Handelskonferenz 
des größten ver.di-Landesbezirks.

Ihre grundsätzlichen Positionen und 
Kernforderungen hat die BTK im No-
vember festgelegt. Die Verhandlungen 
mit der Unternehmensleitung, die kurz 
vor Redaktionsschluss aufgenommen 

wurden, sollten im Dezember fortgesetzt 
werden. »Ganz obenan stehen Beschäf-
tigungsgarantien und existenzsichern-
de Einkommen. Deshalb kämpft ver.di 
um jeden Arbeitsplatz und fordert ver-
bindliche Zusagen«, heißt es in einer 
ver.di-Info für die Galeria-Beschäftigten. 
Dies gelte auch für ausreichende Inves-
titionen des Eigentümers »in die Ent-
wicklung eines stationären digitalen 
Handels«. 

Jede tarifvertragliche Lösung müsse 
eine Rückkehr zum Branchenniveau 
sowie die Übernahme der in den regi-
onalen Flächentarifverträgen vereinbar-
ten Erhöhungen und weitere Anpas-
sungsschritte verbindlich festlegen. Eine 
deutliche Absage erteilen die Kollegin-
nen und Kollegen Billig-Tarifverträgen.

»Die Beschäftigten bei Galeria benö-
tigen existenzsichernde Löhne und 
Gehälter«, betont ver.di-Verhandlungs-
führerin Heike Lattekamp.  AHA
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